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Das Europäische Parlament (EP) hat am 20.4.2023 (vgl. PM EP vom gleichen Tag) die ersten EU-Vorschriften zur Rückverfolgung

von Kryptowertetransfers, zur Verhinderung von Geldwäsche sowie gemeinsame Regeln für Aufsicht und Kundenschutz gebil-

ligt. Die Abgeordneten haben mit 529 Stimmen gegen 29 bei 14 Enthaltungen die erste EU-Regelung zur Rückverfolgung von

Transfers von Kryptowerten wie Bitcoins und E-Geld-Token angenommen. Das Plenum gab außerdem mit 517 Stimmen gegen

38 bei 18 Enthaltungen endgültig grünes Licht für neue gemeinsame Regeln für die Aufsicht, den Verbraucherschutz und den

Umweltschutz für Kryptowerte, einschließlich Kryptowährungen (Verordnung über Märkte für Kryptowerte, MiCA). Der im Juni

2022 informell mit dem Rat vereinbarte Gesetzentwurf enthalte Schutzmaßnahmen gegenMarktmanipulation und Finanzkrimi-

nalität. MiCAwerde Kryptowerte abdecken, die nicht unter die bestehenden Rechtsvorschriften im Finanzdienstleistungsbereich

fallen. Die wichtigsten Bestimmungen für Emittenten und Händler von Kryptowerten (einschließlich wertreferenzierter Token

und E-Geld-Token) betreffen Transparenz, Aufdeckung, Genehmigung und Überwachung von Transaktionen. Die Verbraucher

würden besser über die mit ihren Geschäften verbundenen Risiken, Kosten und Gebühren informiert werden. Darüber hinaus

werde der neue Rechtsrahmen die Marktintegrität und Finanzstabilität durch die Regulierung öffentlicher Angebote von Krypto-

werten unterstützen. Stefan Berger (EPP, DE), Berichterstatter für die Verordnung über Märkte für Kryptowerte: „Heutzutage exis-

tieren rund 10000 verschiedene Krypto-Assets. Mit der MiCA-Verordnung bringenwir Ordnung in den wildenWesten der Block-

chain-Welt.…“ Vgl. hierzu auch den Beitrag von Michel/Schmitt, BB 2023, 905ff. sowie die in diesem Verlag aktuell erschienene

2. Aufl. vonOmlor/Link (Hrsg.), Kryptowährungen und Token, 2023.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Bindungswirkung bestandskräftiger

Entscheidungen nationaler Wettbewerbsbe-

hörden

1. Art. 101 AEUV, wie er mit Art. 2 der Verord-

nung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezem-

ber 2002 zur Durchführung der in den Artikeln

[101 und 102 AEUV] niedergelegten Wettbe-

werbsregeln durchgeführt wird, in Verbindung

mit dem Effektivitätsgrundsatz ist dahin auszu-

legen, dass die Zuwiderhandlung gegen das

Wettbewerbsrecht, die in einer Entscheidung ei-

ner nationalen Wettbewerbsbehörde festgestellt

wurde, die vor den zuständigen nationalen Ge-

richten angefochten wurde, aber in Bestands-

kraft erwuchs, nachdem sie durch diese Gerichte

bestätigt worden war, sowohl im Rahmen einer

Nichtigkeitsklage nach Art. 101 Abs. 2 AEUV als

auch im Rahmen einer Schadensersatzklage we-

gen einer Zuwiderhandlung gegen Art. 101

AEUV bis zum Beweis des Gegenteils als durch

den Kläger nachgewiesen gilt, wodurch die in

diesem Art. 2 definierte Beweislast auf den Be-

klagten übergeht, sofern die Art der behaupte-

ten Zuwiderhandlung, die den Gegenstand die-

ser Klagen bildet, sowie ihre sachliche, persönli-

che, zeitliche und räumliche Dimension mit Art

und Dimension der in der Entscheidung festge-

stellten Zuwiderhandlung übereinstimmen.

2. Art. 101 AEUV ist dahin auszulegen, dass das

nationale Gericht, sofern es einem Kläger ge-

lingt, das Vorliegen einer Zuwiderhandlung ge-

gen diesen Artikel nachzuweisen, die Gegen-

stand seiner Nichtigkeitsklage nach Art. 101

Abs. 2 AEUV und seiner Schadensersatzklage

wegen dieser Zuwiderhandlung ist, hieraus alle

Konsequenzen ziehen und insbesondere gemäß

Art. 101 Abs. 2 AEUV daraus ableiten muss, dass

alle mit Art. 101 Abs. 1 AEUV unvereinbaren ver-

traglichen Bestimmungen nichtig sind; die ge-

samte Vereinbarung ist nur dann nichtig, wenn

sich diese Teile nicht von den übrigen Teilen der

Vereinbarung trennen lassen.

EuGH, Urteil vom 20.4.2023 – C-25/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-961-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Bargeldakteure – Zur Geltung der

EZB/2010/14 / EZB/2012/19 (Prüfung der

Echtheit und Umlauffähigkeit und über

Wiederausgabe von Euro-Banknoten)

1. Art. 6 Abs. 2 des Beschlusses EZB/2010/14 der

Europäischen Zentralbank vom 16. September

2010 über die Prüfung der Echtheit und Umlauf-

fähigkeit und über die Wiederausgabe von Euro-

Banknoten in der Fassung des Beschlusses EZB/

2012/19 der Europäischen Zentralbank vom

7. September 2012 ist wie folgt auszulegen:

Die in dieser Bestimmung genannten Mindest-

standards gelten nicht für Bargeldakteure, wenn

diese eine automatisierte Umlauffähigkeitsprü-

fung von Euro-Banknoten vornehmen.

Art. 3 Abs. 1 und Art. 10 Abs. 1 des Beschlusses

EZB/2010/14 in geänderter Fassung in Verbin-

dung mit Art. 6 Abs. 1 der Verordnung (EG)

Nr. 1338/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur

Festlegung von zum Schutz des Euro gegen

Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen in der

durch die Verordnung (EG) Nr. 44/2009 des Ra-

tes vom 18. Dezember 2008 geänderten Fas-

sung sind hingegen wie folgt auszulegen:

Die Bargeldakteure müssen die Maßnahmen er-

greifen, die erforderlich sind, um Abhilfe zu

schaffen, wenn sich bei einer Prüfung durch eine

nationale Zentralbank eines Mitgliedstaats, des-

sen Währung der Euro ist, herausgestellt hat,

dass die Banknotenbearbeitungsgeräte der Bar-

geldakteure nicht dazu in der Lage sind, unter

Einhaltung einer Toleranzschwelle von bis zu

5 % zu erkennen, dass die Euro-Banknoten nicht

zur Wiederausgabe geeignet sind.

2. Art. 6 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 5

des Beschlusses EZB/2010/14 in der durch den

Beschluss EZB/2012/19 geänderten Fassung ist

wie folgt auszulegen:

Er steht dem entgegen, dass ein Mitgliedstaat

Bargeldakteure dazu verpflichtet, bei der auto-

matisierten Prüfung der Umlauffähigkeit von Eu-

ro-Banknoten die in diesem Art. 6 Abs. 2 ge-

nannten Mindeststandards der Europäischen

Zentralbank einzuhalten.

EuGH, Urteil vom 20.4.2023 – C-772/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-961-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Unterwerfung durch PDF

a) Eine von einem Kaufmann im Rahmen seines

Handelsgewerbes abgegebene Unterlassungs-

verpflichtungserklärung unterliegt der Formfrei-

heit (§ 343 Abs. 1, § 350 HGB).

b) Es fehlt im Regelfall nicht an der Ernstlichkeit

der Unterlassungsverpflichtungserklärung, wenn

der Unterlassungsschuldner dem Verlangen des

Unterlassungsgläubigers nicht nachkommt, in-

nerhalb der gesetzten Frist eine unterschriebene

Unterlassungsverpflichtungserklärung im Origi-

nal zu übersenden, sondern er stattdessen frist-

gemäß eine unterschriebene Erklärung als PDF-

Datei per E-Mail übersendet.

BGH, Urteil vom 12.1.2023 – I ZR 49/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-961-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Rundfunkhaftung II

Ein Rundfunkveranstalter, der seine wettbe-

werbsrechtliche Prüfungspflicht auf ein anderes

konzernangehöriges Unternehmen überträgt,
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